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    Vorwort  

 Als Steuerberater, als Sachbearbeiter in einem Lohnbüro oder als Steuerpflichtiger sind Sie häu-
fig mit der komplizierten und aufgrund einer äußerst umfangreichen Rechtsprechung zu dem 
 Problemfeld Werbungskosten sowie einer Vielzahl von Verwaltungsanweisungen nur mühsam 
überschaubaren Rechtslage konfrontiert. 
 Ziel dieses Buches ist es, Ihnen eine aktuelle und kompetente Orientierung in den typischen 
Rechtsfragen des Problemfeldes Werbungskosten zu ermöglichen und gleichzeitig ein Wegweiser 
für eigene Problemlösungen zu sein. 
 Durch eine optisch ansprechende und leicht zugängliche Gliederung wird Ihnen das Studium des 
Buches erleichtert und das schnelle Auffinden von Lösungen ermöglicht. 
 Zum Buch gehört auch eine Datenbank mit den im Buch zitierten Urteilen des Bundes finanzhofes, 
soweit sie von diesem Gericht in einer amtlichen Datenbank veröffentlicht wurden. Die Daten-
bank, die regelmäßig aktualisiert wird, erreichen Sie über  www.gabler-steuern.de . Das Werk wird 
zusammen mit der Datenbank so zu einem unentbehrlichen und praxisorientierten Begleiter bei 
Ihrer täglichen Arbeit. 
 Danken möchte ich dem Gabler Verlag und insbesondere Herrn RA Andreas Funk, Lektor 
 Management, Steuern und Wirtschaftsrecht, für die freundliche Unterstützung bei der Fertig-
stellung des Buches. 
 Abschließend wünsche ich Ihnen viel Erfolg bei Ihrer täglichen Arbeit. 

 Niedernhausen, im September 2007         Ulrich Stache     
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  § 1   Das Gesetz   

  A.   Überblick  
   Der Werbungskostenbegriff lässt sich weit zurückverfolgen. Ohne den heutigen Begriff zu ver-
wenden konnten bereits nach dem Preußischen EStG aus dem Jahre 1891 vom Einkommen „die 
zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Einkommens verwendeten Ausgaben …“ abgezo-
gen werden. Der Begriff als solcher taucht erstmals im Preußischen EStG vom 19.06.1906 auf. 
 Bei der Ermittlung der Einkünfte der sogenannten Überschusseinkunftsarten haben die Wer-
bungskosten eine erhebliche Bedeutung.   

  B.   Gesetzestext  
   § 9 EstG 

 Werbungskosten  

   (1)   1Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen.  2 Sie sind bei der Ein-
kunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind.  3 Werbungskosten sind auch 

1.    Schuldzinsen und auf besonderen Verpfl ichtungsgründen beruhende Renten und dauernde Lasten, soweit sie mit 
einer Einkunftsart in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen.  2 Bei Leibrenten kann nur der Anteil abgezogen 
werden, der sich nach § 22 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb ergibt;  

2.   Steuern vom Grundbesitz, sonstige öff entliche Abgaben und Versicherungsbeiträge, soweit solche Ausgaben sich 
auf Gebäude oder auf Gegenstände beziehen, die dem Steuerpfl ichtigen zur Einnahmeerzielung dienen;  

3.   Beiträge zu Berufsständen und sonstigen Berufsverbänden, deren Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen 
 Geschäftsbetrieb gerichtet ist;  

4.   (aufgehoben)  

5.   notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer wegen einer aus berufl ichem Anlass begründeten dop-
pelten Haushaltsführung entstehen, und zwar unabhängig davon, aus welchen Gründen die doppelte Haushalts-
führung beibehalten wird.  2 Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des 
Ortes, in dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort wohnt;  

  6. Aufwendungen für Arbeitsmittel, zum Beispiel für Werkzeuge und typische Berufskleidung.  2 Nummer 7 bleibt 
 unberührt;  

  7. Absetzungen für Abnutzung und für Substanzverringerung und erhöhte Absetzungen.  2 § 6 Abs. 2 Satz 1 bis 3 ist in 
Fällen der Anschaff ung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern entsprechend anzuwenden.   

   (2)  1 Keine Werbungskosten sind die Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung und regel mäßiger 
Arbeitsstätte und für Familienheimfahrten.  2 Zur Abgeltung erhöhter Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Arbeitsstätte ist ab dem 21. Entfernungskilometer für jeden Arbeitstag, an dem der  Arbeitnehmer die 
 Arbeitsstätte aufsucht, für jeden vollen Kilometer der Entfernung eine Entfernungspauschale von 0,30 Euro wie Werbungs-
kosten anzusetzen, höchstens jedoch 4500 Euro im Kalenderjahr; ein höherer Betrag als 4500 Euro ist anzusetzen, soweit 
der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur Nutzung überlassenen Kraftwagen benutzt.  3 Die Entfernungspauschale gilt 
nicht für Flugstrecken und Strecken mit steuerfreier Sammelbeförderung nach § 3 Nr. 32.  4 Für die Bestimmung der Entfer-

11
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nung ist die kürzeste Straßenverbindung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte maßgebend; eine andere als die kürzeste 
Straßenverbindung kann zugrunde gelegt werden, wenn diese off ensichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitnehmer 
regelmäßig für die Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte benutzt wird.  5 Nach § 8 Abs. 3 steuerfreie Sachbezüge für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mindern den nach Satz 2 abziehbaren Betrag; ist der Arbeitgeber selbst der 
Verkehrsträger, ist der Preis anzusetzen, den ein dritter Arbeitgeber an den Verkehrsträger zu entrichten hätte.  6 Hat ein 
Arbeitnehmer mehrere Wohnungen, so sind die Wege von einer Wohnung, die nicht der Arbeitsstätte am nächsten liegt, 
nur zu berücksichtigen, wenn sie den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers bildet und nicht nur gelegent-
lich aufgesucht wird.  7 Aufwendungen für die Wege vom Beschäftigungsort zum Ort des eigenen Hausstands und zurück 
(Familienheimfahrten) können jeweils nur für eine Familienheimfahrt wöchentlich wie Werbungskosten abgezogen wer-
den.  8 Zur Abgeltung der Aufwendungen für eine Familienheimfahrt ist eine Entfernungspauschale von 0,30 Euro für jeden 
vollen Kilometer der Entfernung zwischen dem Ort des eigenen Hausstands und dem Beschäftigungsort anzusetzen; die 
Sätze 3 bis 5 sind entsprechend anzuwenden.  9 Aufwendungen für Familienheimfahrten mit einem dem Steuerpfl ichtigen 
im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kraftfahrzeug werden nicht berücksichtigt.  10 Durch die Entfernungspauscha-
len sind sämtliche Aufwendungen abgegolten, die durch die Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und durch die 
Familienheimfahrten veranlasst sind.  11 Behinderte Menschen, 

   1. deren Grad der Behinderung mindestens 70 beträgt,  

2.   deren Grad der Behinderung von weniger als 70, aber mindestens 50 beträgt und die in ihrer Bewegungs fähigkeit 
im Straßenverkehr erheblich eingeschränkt sind, 

 können an Stelle der Entfernungspauschalen die tatsächlichen Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und 
 Arbeitsstätte und für die Familienheimfahrten ansetzen. 12 Die Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 sind durch  amtliche 
Unterlagen nachzuweisen.   

 (3) Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 und Absatz 2 gelten bei den Einkunftsarten im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bis 7 ent-
sprechend. 

 (4) (aufgehoben) 

 (5)  1 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 5, 6 b bis 8 a, 10 und Abs. 6 sowie § 4 f gelten sinngemäß.  2 § 6 Abs. 1 Nr. 1 a gilt ent-
sprechend.  

   § 9 a EStG 
 Pauschbeträge für Werbungskosten  

1     Für Werbungskosten sind bei der Ermittlung der Einkünfte die folgenden Pauschbeträge abzuziehen, wenn nicht höhere 
Werbungskosten nachgewiesen werden:   
   1. a) von den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit vorbehaltlich Buchstabe b: 
   ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 920 Euro, daneben sind Aufwendungen nach § 4 f gesondert abzu ziehen;  

b)   von den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit, soweit es sich um Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 
Abs. 2 handelt:   ein Pauschbetrag von 102 Euro;    

  2. von den Einnahmen aus Kapitalvermögen: 

  ein Pauschbetrag von 51 Euro; 
  bei Ehegatten, die nach §§ 26, 26b zusammen veranlagt werden, erhöht sich dieser Pauschbetrag auf insgesamt 

102 Euro;  

3.   von den Einnahmen im Sinne des § 22 Nr. 1, 1 a und 5: 

  ein Pauschbetrag von insgesamt 102 Euro.   
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2 Der Pauschbetrag nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b darf nur bis zur Höhe der um den Versorgungsfreibetrag einschließlich 
des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag (§19 Abs. 2) geminderten Einnahmen, die Pauschbeträge nach Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe a, Nr. 2 und 3 dürfen nur bis zur Höhe der Einnahmen abgezogen werden.  

   § 12 
 Nicht abzugsfähige Ausgaben (Auszug)  

   Soweit in den §§ 4 f, 10 Abs. 1 Nr. 1, 2 bis 5, 7 bis 9, §§ 10 a, 10 b und den §§ 33 bis 33 b nichts anderes bestimmt ist, dürfen 
weder bei den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden 

   1. die für den Haushalt des Steuerpfl ichtigen und für den Unterhalt seiner Familienangehörigen aufgewendeten 
 Beträge. Dazu gehören auch die Aufwendungen für die Lebensführung, die die wirtschaftliche oder gesellschaft-
liche Stellung des Steuerpfl ichtigen mit sich bringt, auch wenn sie zur Förderung des Berufs oder der Tätigkeit des 
Steuerpfl ichtigen erfolgen;      

2. …

  C.   Rechtsentwicklung  
   Der Werbungskostenbegriff erhielt durch das EStG 1934 eine bis heute unverändert geltende 
Ausprägung. Lediglich die beispielhafte Aufzählung einzelner Werbungskostenarten erfuhr in der 
Folgezeit Modifikationen. 
 Die gegenwärtig aktuelle Fassung des § 9 EStG beruht auf dem EStG 2002 vom 19.10.2002 
(BGBl 2002 I, 4210, BStBl 2002 I, 1209). Danach wurde die Vorschrift geändert durch das Steuer-
änderungsgesetz 2003 vom 15.12.2003 (BGBl 2003 I, 2645, BStBl 2003 I, 710), das Haushaltsbe-
gleitgesetz 2004 vom 29.12.2003 (BGBl 2003 I, 3076, BStBl 2004 I, 120), das Alterseinkünftegesetz 
vom 05.07.2004 (BGBl 2004 I, 1427, BStBl 2004 I, 554), das Gesetz zur steuerlichen Förderung 
von Wachstum und Beschäftigung vom 26.04.2006 (BGBl 2006 I, 1091, BStBl 2006 I, 350) und das 
Steueränderungsgesetz 2007 vom 19.07.2006 (BGBl 2006 I, 1652, BStBl 2006 I, 432). 
 Die Einführung von Pauschbeträgen für Werbungskosten geht zurück auf das EStG 1934. Sie 
 waren ursprünglich in Rechtsverordnungen geregelt. Erst im Jahre 1955 wurden sie durch den 
damals neuen § 9 a in das EStG eingefügt. 
   Die gegenwärtig aktuelle Fassung des § 9 a EStG beruht auf dem EStG 2002 vom 19.10.2002 
(BGBl 2002 I, 4210, BStBl 2002 I, 1209). Danach wurde die Vorschrift geändert durch das Haus-
haltsbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003 (BGBl 2003 I, 3076, BStBl 2004 I, 120), das Alterseinkünf-
tegesetz vom 05.07.2004 (BGBl 2004 I, 1427, BStBl 2004 I, 554) und das Gesetz zur steuerlichen 
Förderung von Wachstum und Beschäftigung vom 26.04.2006 (BGBl 2006 I, 1091, BStBl 2006 I, 
350).  
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  § 2   Bedeutung der Vorschrift   

  A.   Ziele des Gesetzgebers  
   Der Gesetzgeber hat die Einkunftsarten zweigeteilt in solche, bei denen der Gewinn der Besteu-
erung unterworfen wird und in diejenigen, bei denen der Überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten für die Besteuerung maßgeblich ist. Dies wird allgemein als „Dualismus“ der 
Einkunftsarten bezeichnet. 
 Das EStG kennt 7 Einkunftsarten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1–7 EStG), nämlich die „Gewinneinkunfts-
arten“ (§ 2 Abs. 1 Nr. 1–3 EStG) und die „Überschusseinkunftsarten“ (§ 2 Abs. 1 Nr. 4–7 EStG). 
Für jede Einkunftsart sind die entsprechenden Einkünfte zu ermitteln. Dabei ergeben sich „Ein-
künfte“ aus einem Vergleich von Roheinnahmen und solchen Aufwendungen, die wirtschaftlich 
mit der jeweiligen Betätigung in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Die betreffenden Auf-
wendungen werden bei den Gewinneinkunftsarten als Betriebsausgaben und bei den Überschuss-
einkunftsarten als Werbungskosten bezeichnet. 
   Bei der Einkunftsart „Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit“ stellt der Arbeitslohn die Roh-
einnahmen dar. Was im Einzelnen als Arbeitslohn gilt, ist in § 19 EStG geregelt. Zur Erhebung der 
Einkommensteuer vom Arbeitslohn – Lohnsteuer genannt – hat der Gesetzgeber die Arbeitgeber 
verpflichtet, die für den Arbeitslohn ihrer Arbeitnehmer zu entrichtenden Steuern (Lohnsteuer, 
Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag) einzubehalten und abzuführen. Dieses Steuerabzugsver-
fahren soll dazu dienen, den Verkehr des einzelnen steuerpflichtigen Arbeitnehmers mit dem 
Finanzamt einzuschränken. Im Rahmen der Einkommensbesteuerung stellt dieser Steuerabzug 
an der Quelle jedoch nur einen Teilbereich aus dem gesamten Prozess der Besteuerung des Ein-
kommens dar. 
 Um den Verkehr der steuerpflichtigen Arbeitnehmer mit den Finanzämtern auf ein Mindestmaß 
zu beschränken, wurde für alle Arbeitnehmer ein Mindestbetrag für Werbungskosten, der soge-
nannte Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG) in Höhe von 920 € zum 
Abzug zugelassen. 
   Ähnliche Erwägungen liegen den übrigen Überschusseinkunftsarten zugrunde. Auch hier ist bei 
den Einkünften aus Kapitalvermögen und den sonstigen Einkünften i.S.d. § 22 Nr. 1, 1 a und 5 
jeweils ein Mindestbetrag für Werbungskosten als Pauschbetrag abzugsfähig (§ 9 a Satz 1 Nr. 2 
und 3 EStG). 
 Bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen, aus Vermietung und 
Verpachtung sowie aus sonstigen Einkünften i.S.d. § 22 EStG ist Besteuerungsgrundlage für die 
Einkommensteuer die Leistungsfähigkeit natürlicher Personen – Steuerpflichtige genannt. Die-
se wirtschaftliche Leistungsfähigkeit kommt im Einkommen als der Zusammenfassung von Er-
trägen aus verschiedenen Bereichen wirtschaftlicher Betätigung augenfällig zum Ausdruck. Das 
ESt-Recht betrachtet daher das Einkommen als eine rechnerische Größe, die durch Gegenüber-
stellung von Ertrag und Aufwand zu ermitteln ist. Das bedeutet, dass erst nach Abzug der mit den 
Erträgen in engem Zusammenhang stehenden Ausgaben sowie nach Abzug von weiteren Beträ-
gen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit für die Besteuerung festgestellt ist. 
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   Zu beachten ist auch die  Vereinfachungsregel , wonach bei Werbungskosten, die nicht mehr als 
500 € (bei Zusammenveranlagung von Ehegatten 1 000 €) betragen, der Aufteilung des Steuer-
pflichtigen zu folgen ist. 
 Insgesamt betrachtet ist § 9 EStG eine auf Vermögensminderungen ausgerichtete Einkünfte-
ermittlungsvorschrift, die eine sachgerechte Trennung der Einkommenserzielungssphäre vom 
Einkommensverwendungsbereich bezweckt. Insoweit erfüllt die Vorschrift des § 9 EStG eine 
  zentrale Regelungsaufgabe . Das bedeutet aber auch zugleich, dass der Werbungskostenbegriff 
für alle Überschusseinkunftsarten inhaltsgleich auszulegen ist.   

  B.   Verhältnis zu anderen Vorschriften   

  I.   Verhältnis Werbungskosten – Betriebsausgaben  
   Aufwendungen, die mit einer steuerpflichtigen Einnahmeerzielung zusammenhängen, können 
in Abhängigkeit von der Einkunftsart Betriebsausgaben (§ 2 Abs. 1 Nr. 1–3 EStG – Gewinnein-
kunftsarten – ) oder Werbungskosten (§ 2 Abs. 1 Nr. 4–7 EStG – Überschusseinkunftsarten –) 
sein. Begriffsmäßig schließen sich daher Werbungskosten und Betriebsausgaben gegenseitig aus, 
obwohl sie im eigentlichen Sinne vergleichbaren Aufwand betreffen. 
 Nach gefestigter Rechtsprechung des BFH sind Werbungskosten über den Wortlaut des § 9 
Abs. 1 Satz 1 hinaus nicht nur Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Ein-
nahmen, sondern überhaupt alle Aufwendungen, die durch den Beruf veranlasst sind.   1  Dieser 
 Begriffsinhalt der Werbungskosten ist insofern deckungsgleich mit dem Begriff der Betriebsaus-
gaben des § 4 Abs. 4 EStG. Eine berufliche bzw. betriebliche Veranlassung ist bei Werbungskosten 
im Rahmen der Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit bzw. bei Betriebsausgaben stets dann 
anzunehmen, wenn objektiv ein Zusammenhang mit dem Beruf oder Betrieb besteht und subjek-
tiv die Aufwendungen zur Förderung des Berufs bzw. des Betriebs gemacht werden. Das gilt ent-
sprechend bei den übrigen Überschusseinkunftsarten. 
   Werbungskosten wie Betriebsausgaben setzen stets zwingend einen  objektiven Zusammenhang  
mit dem Beruf oder Betrieb voraus, während die subjektive Absicht, mit der Ausgabe die Ein-
kunftsquelle zu fördern, kein in jedem Fall notwendiges Merkmal des Werbungskosten- bzw. Be-
triebsausgabenbegriffs ist, weil z.B. auch unfreiwillige Ausgaben und Zwangsaufwendungen nach 
dem objektiven Nettoprinzip Werbungskosten oder Betriebsausgaben sein können. 
 Stehen Aufwendungen in einem objektiven Zusammenhang z.B. mit dem Beruf, so ist es für den 
Begriff der Werbungskosten nicht von Bedeutung, ob die Vorstellungen des Arbeitnehmers, den 
Beruf zu fördern, der Wirklichkeit entsprechen, d.h. geeignet sind, dieses Ziel zu erreichen. Die 
Rechtsprechung hat daher die Anerkennung von Werbungskosten und Betriebsausgaben grund-
sätzlich nicht davon abhängig gemacht, ob der mit den Aufwendungen erstrebte Erfolg einge-
treten ist und ob die Aufwendungen nach objektiven Gesichtspunkten üblich, notwendig oder 
zweckmäßig waren. Der Arbeitnehmer hat also einen Ermessensspielraum, ob und welche Auf-
wendungen er als Werbungskosten tätigen will. 
   Soweit in den beiden dualistisch ausgestalteten Einkunftsbereichen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1–3 und Nr.   
4–7 EStG) ein erwerbsbezogener Veranlassungszusammenhang als Auslegungsmaßstab dient 
und zur Begründung der Abziehbarkeit von Aufwendungen gefordert wird, sind die Begriffe Wer-

1   BFH 28.11.1980, VI R 193/77, BStBl 1981 II, 368.
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bungskosten und Betriebsausgaben inhaltlich deckungsgleich. Der Werbungskostenbegriff ist da-
her an den weiter gefassten Begriff der Betriebsausgaben anzugleichen, nicht umgekehrt. 
 Diese Deckungsgleichheit der Begriffe stößt in einzelnen Bereichen jedoch an Grenzen. Während 
beispielsweise der Gewinn bei den betrieblichen Einkunftsarten bei voller steuerlicher Erfassung 
realisiert und im Rahmen des Imparitätsprinzips nicht realisierter Wertveränderungen des Be-
triebsvermögens ermittelt wird, bleibt das Privatvermögen als solches bei den Überschussein-
künften grundsätzlich außerhalb der steuerlichen Einbindung. Das hat Auswirkungen auf den 
Umfang der jeweils steuermindernd zu berücksichtigenden Erwerbsaufwendungen. 
   Daneben sind steuergesetzliche Spezialregelungen für die Bereiche der Gewinn- und Über-
schusseinkunftsarten zu beachten. So sind beispielsweise degressive Absetzungen für Abnutzung 
(§ 7 Abs. 2 EStG) und Teilwertabschreibungen bei den Überschusseinkunftsarten nicht zugelas-
sen. Auch kann die „Deckungsgleichheit“ des Betriebsausgabenbegriffes mit dem der Werbungs-
kosten nicht dazu führen, die ihrem Wortlaut nach nur für Betriebsausgaben geltende Vorschrift 
des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG (Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuer-
pflichtigen sind) zur Begrenzung des Werbungskostenabzugs i.S.d. § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG heran-
zuziehen.   2  
 Nach dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit oder Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung ist das 
Heranziehen zu einer Steuer nur zulässig, sofern und soweit dies durch Gesetz angeordnet ist, 
sofern also ein gesetzlicher Tatbestand erfüllt ist, an den als Rechtsfolge eine Steuer geknüpft ist. 
Dementsprechend können Aufwendungen, die ihrer Natur nach als Werbungskosten abziehbar 
sind, zur Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit vom Abzug grundsätzlich nur 
ausgeschlossen werden, wenn das Gesetz dies ausdrücklich angeordnet hat. Anders als bei den 
Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG) enthält das Gesetz jedoch hinsichtlich der Wer-
bungskosten keine den Abzug von Geschenken ganz oder teilweise ausschließende Norm. 
   Es ist nach Auffassung des BFH keine dem Gesamtplan des EStG widersprechende Unvollkom-
menheit darin zu erblicken, dass das Gesetz für den Bereich der Werbungskosten kein dem § 4 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG entsprechendes Abzugsverbot enthält. Ein solcher Gesamtplan ergibt sich 
insbesondere nicht aus dem allgemeinen Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG, wonach weder 
von den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte Aufwendungen für die 
Lebensführung abgezogen werden dürfen, die die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung 
eines Arbeitnehmers mit sich bringt, auch wenn sie zur Förderung des Berufs oder der Tätigkeit 
des Arbeitnehmers erfolgen. Die Vorschrift des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG setzt nämlich das Vor-
handensein von Betriebsausgaben, also den betrieblichen Anlass für die Hingabe der Geschenke, 
gerade voraus. Sind aber Betriebsausgaben gegeben, so kann es sich nicht um Aufwendungen 
i.S.d. § 12 Nr. 1 EStG handeln, da sich beide Normen gegenseitig ausschließen. 
   Der Gesetzgeber wollte mit § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 kein Gesamtkonzept verwirklichen, sondern 
nur eine Einzelfrage speziell für den Bereich der Betriebsausgaben regeln. Er wollte durch das Ab-
zugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG den Missbrauch bei dieser Art von Betriebsausgaben 
verhindern, der deshalb leicht entstehen kann, weil Aufwendungen für betrieblich veranlasste 
Geschenke auch den privaten Bereich des Schenkers in starkem Maße berühren können. Diese 
Regelung traf der Gesetzgeber offensichtlich nur deshalb bei Betriebsausgaben und nicht auch 
bei Werbungskosten, weil Geschenke im betrieblichen Bereich der Festigung oder Steigerung des 
Umsatzes dienen können, während Geschenke an Dritte als Werbungskosten nur selten in Be-
tracht kommen, weil sie in der Regel auf die Erzielung von Einnahmen im Rahmen der Einkünfte 

2 BFH 13.01.1984, VI R 194/80, BStBl 1984 II, 315.
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aus nichtselbstständiger Arbeit keinen Einfluss haben. Der Umstand, dass auch Ausnahmen vor-
liegen können, lässt noch nicht den Schluss zu, dass eine von der Rechtsprechung zu schließende 
Regelungslücke im Gesamtplan des Gesetzgebers vorliegt. 
 Diese Rechtsauffassung wird auch dadurch bestätigt, dass der Gesetzgeber umgekehrt Einschrän-
kungen der Abziehbarkeit von Werbungskosten im Rahmen des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 nicht ohne 
weiteres als auf den Bereich der Betriebsausgaben übertragbar angesehen hat. Der BFH sieht kei-
ne Möglichkeit, umgekehrt Beschränkungen, die für Betriebsausgaben gelten, ohne eine entspre-
chende gesetzliche Regelung auf Werbungskosten i.S.d. § 9 EStG zu übertragen.   

  II.   Verhältnis Werbungskosten – Aufwendungen für die 
Lebensführung   

  1.   Aufwendungen für die Lebensführung  
   Der Begriff „Aufwendungen für die Lebensführung“ hat im ESt-Recht erhebliche Bedeutung. Er 
kann als ein Oberbegriff für den gesamten Bereich der Einkommensverwendung angesehen wer-
den. Wenn man darunter nur haushalts- und unterhaltsbezogene Lebensführungskosten verste-
hen würde, wäre eine Interpretation des § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG als generelles Abzugsverbot für 
alle gemischten Aufwendungen von vornherein ausgeschlossen. Die Frage einer Abgrenzung lässt 
sich allerdings nicht eindeutig beantworten. Vieles, insbesondere die Tatsache, dass der Gesetzge-
ber zunächst Haushalts- und Unterhaltsaufwendungen nennt und dazu sodann ganz bestimmte 
Lebenshaltungskosten rechnet, deutet auf eine enge Auslegung des Begriffes der Lebenshaltungs-
kosten in § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG hin.   

  2.   Aufteilungs- und Abzugsverbot  
   § 12 Nr. 1 EStG schließt vom steuerlichen Abzug die Aufwendungen des Steuerpflichtigen für 
seinen Haushalt und für den Unterhalt seiner Familienangehörigen aus. Das umfasst die Aufwen-
dungen für die Lebensführung. Insofern erfüllt § 12 EStG eine Abgrenzungsfunktion gegenüber 
§ 9 EStG. Alle Aufwendungen, die nach den Grundsätzen des Veranlassungsprinzips oder auf-
grund von Spezialvorschriften in keinem ausreichenden Zusammenhang mit den Überschussein-
kunftsarten stehen, erfüllen nicht die Tatbestandsvoraussetzungen des Werbungskostenbegriffes. 
Derartige Vermögensminderungen rechnen als Privataufwendungen zum Einkommensverwen-
dungsbereich. Dabei allerdings sind die Tatbestandsmerkmale des Werbungskostenbegriffes vor-
rangig zu prüfen. 
   Bei  gemischten Aufwendungen  ist eine überschneidungsfreie Abgrenzung der Erwerbs- von 
der Privatsphäre nicht möglich, wenn es an einem deutlich im Vordergrund stehenden Veran-
lassungsfaktor und an einem sachgerechten Aufteilungsmaßstab fehlt. Dieser Qualitätskonflikt 
kann nur im Rahmen einer wertenden Betrachtung mit Hilfe von Vorrangigkeitsregeln gelöst 
werden. Daher folgert die höchstrichterliche Rechtsprechung im Wege der Rechtsfortbildung aus 
§ 12 Nr. 1 Satz 2 EStG ein grundsätzliches Aufteilungs- und Abgrenzungsverbot für gemischte 
Aufwendungen, es sei denn, der erwerbsbezogene Aufwendungsteil lässt sich mittels objektiver 
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Merkmale und Unterlagen zutreffend und leicht nachprüfbar abspalten und ist zudem nicht von 
untergeordneter Bedeutung.   3  
 Die Auslegung und Anwendung des § 12 Nr. 1 Satz 2, so der Große Senat des BFH in der Begrün-
dung seines Beschlusses, haben der Rechtsprechung seit jeher nicht unerhebliche Schwierigkeiten 
bereitet, und zwar im Wesentlichen deshalb, weil einmal die durch die Vorschrift betroffenen Auf-
wendungen für die Lebensführung von anderen privaten Aufwendungen und von den im EStG 
definierten Betriebsausgaben und Werbungskosten oft schwer abgrenzbar sind (Abgrenzung der 
privaten von der beruflichen Sphäre), und weil weiter die Bedeutung der Vorschrift zweifelhaft 
erscheint, wenn es sich um Aufwendungen für die Lebensführung handelt, die wenigstens teil-
weise die Voraussetzungen der Betriebsausgaben oder Werbungskosten erfüllen. Dabei tritt auch 
die Frage der einheitlichen und getrennten Betrachtung eines in Einzelsachverhalte zerlegbaren 
Gesamtsachverhalts auf, z.B. Teilausschnitte einer nicht bloß privaten, sondern auch beruflichen 
Zwecken dienenden, einheitlich durchgeführten Reise. 
   Bei der Begriffsbestimmung der durch § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG betroffenen Aufwendungen geht 
der BFH davon aus, dass § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG keine erschöpfende Abgrenzung der privaten, 
einkommensteuerlich unerheblichen Aufwendungen von den Werbungskosten gibt. Nicht alle 
den privaten Bereich betreffenden und die Voraussetzungen der Werbungskosten nicht erfüllen-
den Aufwendungen sind Aufwendungen für die Lebensführung i.S.d. § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG. Es 
werden also durch diese Vorschrift, welche Bedeutung man ihr auch im Einzelnen beimisst, nicht 
alle steuerlich neutralen privaten Aufwendungen betroffen. Das hier zu behandelnde Problem 
beschränkt sich darauf, den Teil der privaten Sphäre, in dessen Rahmen Aufwendungen für die 
Lebensführung anfallen, von der beruflichen Sphäre abzugrenzen, innerhalb der Werbungskos-
ten entstehen. 
 Wenn Aufwendungen zur Anschaffung eines bestimmten Wirtschaftsguts führen, kann nur in 
seltenen Fällen aus der Art des Wirtschaftsgutes die Feststellung getroffen werden, ob es sich um 
Aufwendungen der Lebensführung i.S.d. § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG handelt, weil diese Vorschrift ent-
scheidend auf den Verwendungszweck („für die Lebensführung“) abstellt. Ein Radio z.B., das der 
Steuerpflichtige in seiner Wohnung benutzt, dient sicher der Lebensführung im Sinn der bezeich-
neten Vorschrift. Das ist aber nicht der Fall, wenn das Radio in einem Betriebsraum steht und in 
der Mittagspause für die Arbeitnehmer spielt. Die gleichen Erwägungen treffen für fast alle Wirt-
schaftsgüter zu, die in der Regel der Lebensführung dienen können, im Einzelfall aber tatsächlich 
eine andere Funktion erfüllen. 
   Für die Entscheidung darüber, ob eine Aufwendung für die Lebensführung vorliegt, kommt es 
also im Allgemeinen weniger auf den objektiven Charakter der Aufwendung oder des angeschaff-
ten Wirtschaftsguts, der allerdings bei der Beweiswürdigung zur Feststellung des Verwendungs-
zwecks eine große Rolle spielt, sondern entscheidend auf den tatsächlichen Verwendungszweck 
im Einzelfall, also auf die  Funktion des Wirtschaftsgutes  an. Die Gestaltung der Lebensführung 
i.S.d. § 12 Nr. 1 Satz 2 muss daher der  Verwendungszweck  sein. Ist das auch nicht teilweise oder 
nur in einem Umfang von untergeordneter Bedeutung der Fall, so handelt es sich um Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten und die Nichtanwendbarkeit des § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG ist nicht 
zweifelhaft. 
   Kommt man im Einzelfall zu der Feststellung, dass eine Aufwendung für die Lebensführung i.S.d. 
§ 12 Nr. 1 Satz 2 EStG vorliegt, so könnte auch ohne diese Vorschrift in den Fällen, in denen nur 
die private Lebensführung betroffen wird, kein Zweifel bestehen, dass die Aufwendungen weder 

3 BFH 19.10.1970, GrS 2/70, BStBl 1971 II, 17.

2121

2222

2323

  § 2   Bedeutung der Vorschrift   



2

2

27

als Betriebsausgaben noch als Werbungskosten abzugsfähig sind. Diese Aufwendungen erfüllen 
nämlich dann weder die Begriffsbestimmung des § 4 Abs. 4 EStG noch die des § 9 Abs. 1 EStG. 
Durch § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG können also nur solche Aufwendungen betroffen werden, die zwar 
der privaten Lebensführung dienen, aber auch z.B. den Beruf fördern. Es besteht deshalb weder 
in der Rechtsprechung noch im Schrifttum ein Zweifel darüber, dass die Bedeutung des § 12 Nr. 1 
Satz 2 EStG in der steuerlichen Behandlung dieser gemischten Aufwendungen liegt. Ohne diese 
Vorschrift könnte, wenn solche Aufwendungen sowohl durch die Lebensführung als auch durch 
den Beruf veranlasst sind, nach den allgemeinen Grundsätzen der Rechtsprechung die Aufteilung 
auch nicht mit der Begründung versagt werden, dass sie schwierig sei, dass sich keine objektiven 
Anhaltspunkte für eine sichere Aufteilung finden ließen oder dass ein zu tiefes Eindringen in die 
private Sphäre für die Aufteilung notwendig wäre. 
   Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass die Bedeutung des § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG gerade in 
einem  Aufteilungsverbot  besteht. Unterschiedliche Auffassungen und Zweifel können somit nur 
darüber bestehen, wie weit dieses Aufteilungsverbot geht, welche Fälle es im Einzelnen umfasst 
und welche Ausnahmen etwa gemacht werden dürfen. 
 In den zahlreichen, das Problem der Aufteilung behandelnden Entscheidungen hat die Recht-
sprechung im Allgemeinen nicht sehr ausführlich zu dem eigentlichen Sinn und Zweck des Auf-
teilungsverbotes und seiner steuerlichen Berechtigung Stellung genommen, obwohl doch gerade 
Sinn und Zweck des Verbotes für seine Auslegung und Abgrenzung gegenüber dem sonst gelten-
den Grundsatz der Aufteilungspflicht von erheblicher Bedeutung sind. Die allgemeine Auffassung 
geht dahin, dass das Aufteilungsverbot in erster Linie der steuerlichen Gerechtigkeit dient.   4  Auch 
sollte verhindert werden, dass Steuerpflichtige durch eine mehr oder weniger zufällige oder gar 
bewusst herbeigeführte Verbindung von beruflichen und privaten Erwägungen Aufwendungen 
für ihre Lebensführung nur deshalb zum Teil in einen einkommensteuerlich relevanten Bereich 
verlagern können, weil sie Einkünfte aus einer Überschusseinkunftsart beziehen, während ande-
re Steuerpflichtige gleichartige Aufwendungen aus versteuerten Einkünften decken müssen. Die 
Vorschrift will weiter im Interesse der steuerlichen Gerechtigkeit verhindern, dass solche Aufwen-
dungen vom Steuerpflichtigen als durch den Betrieb veranlasst dargestellt werden, ohne dass für 
das Finanzamt die Möglichkeit besteht, diese Angaben nachzuprüfen und die tatsächliche beruf-
liche oder private Veranlassung festzustellen. Der Gesetzgeber geht davon aus, dass, wenn einmal 
eine der Lebensführung dienende Aufwendung vorliegt, die gleichzeitige Förderung des Berufes 
nicht beachtet wird. Schließlich fördern nämlich fast alle Aufwendungen für die Lebensführung, 
so insbesondere für eine gesunde Ernährung, eine gute Kleidung oder eine anständige Lebenshal-
tung überhaupt, fast immer gleichzeitig die Einkünfte aus dem Beruf. 
   § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG enthält somit eine  gesetzliche Typisierung  und ein  gesetzliches Verbot 
der Aufteilung  in den durch die Vorschrift betroffenen Fällen. Diesem Zweck muss auch die Aus-
legung der Vorschrift gerecht werden. 
 Wenn die zu beurteilenden Aufwendungen im Einzelfall unter Berücksichtigung ihrer tatsäch-
lichen Zweckbestimmung und der Lebenserfahrung der durch die gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Stellung geprägten Lebensführung und außerdem z.B. dem Beruf dienen, so geben 
jedenfalls der Wortlaut und der Sinn und Zweck der Vorschrift keinen Anhalt für die Annahme, 
dass die gleichzeitige Förderung des Berufs in einem bestimmten Verhältnis zur Gestaltung der 
Lebensführung stehen müsse, um die Vorschrift anwenden zu dürfen. Die Rechtsprechung hat 
deshalb insoweit nicht auf das Überwiegen abgestellt, sondern lediglich ein unbedeutendes und 

4 BFH 13.09.1962, IV 11/61 U, BStBl 1962 III, 539; 11.12.1963, VI 340/62 U, BStBl 1964 III, 98.
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